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Der vorliegende Artikel behandelt die Grundlagen des „Umweltverfassungsrechts“, d.h. die 

verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen der gesetzgeberischen und politischen Tätigkeit auf de, 

Gebiet des Umweltrechts. Aus diesen Grundlagen ziehen die Autoren schließlich Schlussfolgerungen 

für die Gestaltungsmöglichkeiten der Umweltpolitik.  

Das österreichische Verfassungsrecht setzt der staatlichen Umweltpolitik zwei bedeutende Schranken: 

einerseits verhindern grundrechtliche Verbürgungen eine einseitig am ökozentrischen Ansatz orientiert 

Umweltbewirtschaftung, andererseits schreibt das Umweltschutzbekenntnis des BVG- Umweltschutz 

1984 eine Aufrechterhaltung der erreichten Standards und eine gewisse Aktivität in diesem Bereich 

vor. Darüber hinaus besteht für den einfachen Gesetzgeber jedoch Gestaltungsfreiheit.  

Unbestritten ist jedenfalls, dass der Umweltschutz ein (oft Grundrechtseingriffe rechtfertigendes) 

öffentliches Interesse ist, wobei sich für den Staat mitunter positive Schutzpflichten gegen 

beeinträchtigende Handlungen Privater ergeben.  
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